
P. b. b. Erscheinungsort Wien, Verlagspostamt 1030 Wien

749

BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1973 Ausgegeben am 15. März 1973 31. Stück

125. Verordnung: Abänderung der Verordnung betreffend die Übertragung der durch Sicher-
heitsorgane zu versehenden Grenzkontrolle auf Bedienstete der Zollämter und
der Zollwache

1 2 6 . Verordnung: Festsetzung von Pauschalvergütungen für verlängerte Dienstpläne im Bereich
der Post- und Telegraphenverwaltung

1 2 7 . Kundmachung: Geltungsbereich des Vertrages über die Grundsätze, welche die Tätigkeiten
der Staaten bei der Erforschung und Nutzung des Weltraumes, einschließlich
des Mondes und anderer Himmelskörper, regeln

1 2 8 . Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens über die gegenseitige Anerkennung von
Beschußzeichen für Handfeuerwaffen

1 2 9 . Kundmachung: Geltungsbereich des Wiener Übereinkommens über diplomatische Beziehungen
samt Fakultativprotokoll über die obligatorische Beilegung von Streitigkeiten

1 3 0 . Kundmachung: Feststellungsergebnis gemäß § 3 Abs. 2 Finanzausgleichsgesetz 1967
1 3 1 . Abkommen zwischen der Republik Österreich und dem Königreich Norwegen über die

Zusammenarbeit auf den Gebieten der Kultur, Wissenschaft und Erziehung

125 . Verordnung des Bundesministers für
Inneres vom 26. Feber 1973 betreffend eine
Abänderung der Verordnung des Bundes-
ministeriums für Inneres vom 2. August
1968, BGBl. Nr. 323, betreffend die Über-
tragung der durch Sicherheitsorgane zu ver-
sehenden Grenzkontrolle auf Bedienstete der

Zollämter und der Zollwache

Auf Grund des § 2 Abs. 1 und des § 5 des
Bundesgesetzes vom 21. Juni 1967, BGBl.
Nr. 220, betreffend die Übertragung der durch
Sicherheitsorgane zu versehenden Grenzüber-
wachung und Grenzkontrolle auf Bedienstete der
Zollämter und der Zollwache, wird im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Finanzen
verordnet:

1. In § 2 lit. b der Verordnung des Bundes-
ministeriums für Inneres vom 2. August 1968,
BGBl. Nr. 323, betreffend die Übertragung der
durch Sicherheitsorgane zu versehenden Grenz-
kontrolle auf Bedienstete der Zollämter und der
Zollwache in der Fassung der Novellen BGBl.
Nr. 108/1970 und BGBl. Nr. 210/1970 haben der
Beistrich nach der Ortsbezeichnung „Reutte-Hö-
fen" und der Ausdruck „Hohenems-Dornbirn"
zu entfallen.

2. Diese Verordnung tritt am 31. März 1973
in Kraft.

Rösch

126. Verordnung des Bundesministers für
Verkehr vom 5. März 1973 über die Fest-
setzung von Pauschalvergütungen für ver-
längerte Dienstpläne im Bereich der Post-

und Telegraphenverwaltung

Auf Grund des § 16 a des Gehaltsgesetzes 1956,
BGBl. Nr. 54, in der Fassung der 24. Gehalts-
gesetz-Novelle, BGBl. Nr. 214/1972, wird im
Einvernehmen mit dem Bundeskanzler und dem
Bundesminister für Finanzen verordnet:

§ 1. (1) Die monatliche Pauschalvergütung für
verlängerten Dienstplan, die den in der Verord-
nung der Bundesregierung vom 19. Dezember
1972, BGBl. Nr. 38/1973, angeführten Beamten
gebührt, wird wie folgt festgesetzt und beträgt

1. für Omnibuslenker und Fahrgelderheber im
Postautodienst sowie für Lenker der Landkraft-
posten und Kraftgüterposten bei einer Verlän-
gerung der für sie vorgesehenen Wochendienst-
zeit im Ausmaß von wöchentlich
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des Gehaltes (einschließlich allfälliger Teuerungs-
zulagen) der Gehaltsstufe 2 der Dienstklasse V
der Beamten der Allgemeinen Verwaltung,

2. für Beamte des Bahnpostdienstes und des
Postbegleitungsdienstes auf Straßenpostenkursen
bei einer Verlängerung der für sie vorgesehenen
Wochendienstzeit im Ausmaß von wöchentlich

des Gehaltes (einschließlich allfälliger Teuerungs-
zulagen) der Gehaltsstufe 2 der Dienstklasse V
der Beamten der Allgemeinen Verwaltung und

3. für Beamte des Heimaufsichtsdienstes in den
von der Post- und Telegraphenverwaltung ge-
führten Lehrlingsinternaten 8'50 v. H. des Gehal-
tes (einschließlich allfälliger Teuerungszulagen)
der Gehaltsstufe 2 der Dienstklasse V der Beam-
ten der Allgemeinen Verwaltung.

(2) Für Omnibuslenker und Fahrgelderheber
im Postautodienst, die den Fahrscheinverkauf mit
Fahrscheindruckern besorgen, wird die nach
Abs. 1 Z. 1 festgesetzte monatliche Pauschalver-
gütung um jeweils 2 v. H. des Gehaltes (ein-
schließlich allfälliger Teuerungszulagen) der Ge-
haltsstufe 2 der Dienstklasse V der Beamten der
Allgemeinen Verwaltung erhöht.

§ 2. Diese Verordnung tritt gleichzeitig mit
der Verordnung der Bundesregierung vom
19. Dezember 1972, BGBl. Nr. 38/1973, in Kraft.

Frühbauer

127 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 21. Feber 1973 betreffend den Geltungs-
bereich des Vertrages vom 27. Jänner 1967
über die Grundsätze, welche die Tätigkeiten
der Staaten bei der Erforschung und Nut-
zung des Weltraumes, einschließlich des
Mondes und anderer Himmelskörper, regeln

Nach den bis 8. Feber 1973 eingelangten Mit-
teilungen der Regierung der Union der Sozia-
listischen Sowjetrepubliken, der Regierung des
Vereinigten Königreiches Großbritannien und
Nordirland und der Regierung der Vereinigten

Staaten von Amerika sind außer Österreich fol-
gende Staaten Vertragsstaaten des am 27. Jän-
ner 1967 in London, Moskau und Washington
geschlossenen Vertrages über die Grundsätze,
welche die Tätigkeiten der Staaten bei der Erfor-
schung und Nutzung des Weltraumes, einschließ-
lich des Mondes und anderer Himmelskörper,
regeln, BGBl. Nr. 103/1968:

Ägypten, Argentinien, Australien, Barbados,
Birma, Brasilien (mit Erklärung), Bulgarien, Bun-
desrepublik Deutschland, Dänemark, Dominika-
nische Republik, Ecuador, El Salvador, Fidschi,
Finnland, Frankreich, Irak, Irland, Island, Italien,
Jamaika, Japan, Kanada, Korea, Kuwait, Laos,
Libanon, Libyen, Madagaskar (mit Erklärung),
Mali, Marokko, Mauritius, Mexiko, Nepal, Neu-
seeland, Niger, Norwegen, Obervolta, Pakistan,
Polen, Rumänien, San Marino, Schweden,
Schweiz, Sierra Leone, Sowjetunion, Spanien,
Südafrika, Syrien, Taiwan, Thailand, Tonga,
Tschechoslowakei, Tunesien, Türkei, Uganda,
Ungarn, Venezuela, Vereinigtes Königreich Groß-
britannien und Nordirland (mit Erklärung; ein-
schließlich der Gebiete unter territorialer Souve-
ränität des Vereinigten Königreiches, ferner ein-
schließlich Antigua, Britische Salomon-Inseln,
Brunei, Dominica, Grenada, St. Christopher-
Nevis-Anguilla, St. Lucia, Swasiland und Tonga),
Vereinigte Staaten von Amerika und Zypern.

Nachstehend angeführte Staaten haben anläß-
lich der Ratifikation oder des Beitrittes folgende
Erklärungen abgegeben:

B r a s i l i e n :

Die Brasilianische Regierung legt Art. 10 des
Vertrages als ausdrückliche Anerkennung aus,
daß die Gewährung von Beobachtungseinrichtun-
gen durch die Vertragsparteien Abkommen zwi-
schen den betreffenden Staaten unterliegt.

M a d a g a s k a r :
Die Regierung der Republik Madagaskar ist

der Ansicht, daß die Bestimmungen des Art. 10
in keiner Weise den Grundsatz der nationalen
Souveränität des Staates berühren können, der
seine Entscheidungsfreiheit hinsichtlich der mög-
lichen Einrichtung ausländischer Beobachtungs-
basen auf seinem Hoheitsgebiet beibehält und
weiterhin das Recht besitzt, in jedem Fall die
Bedingungen für eine solche Einrichtung festzu-
setzen.

V e r e i n i g t e s K ö n i g r e i c h :
Dieser Vertrag gilt für Südrhodesien erst dann,

wenn die Regierung des Vereinigten Königreiches
die anderen Depositarregierungen davon unter-
richtet, daß sie in der Lage ist zu gewährleisten,
daß die durch den Vertrag auferlegten Verpflich-
tungen bezüglich des genannten Gebietes zur
Gänze erfüllt werden können.

Kreisky
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128 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 21. Feber 1973 betreffend den Geltungs-
bereich des Übereinkommens vom 1. Juli
1969 über die gegenseitige Anerkennung

von Beschußzeichen für Handfeuerwaffen

Nach Mitteilungen der belgischen Regierung
haben folgende weitere Staaten gemäß Artikel VI
§ 1 des Übereinkommens über die gegenseitige
Anerkennung von Beschußzeichen für Hand-
feuerwaffen, BGBl. Nr. 269/1971, die Erfüllung
der verfassungsrechtlichen, für die Inkraftsetzung
des Übereinkommens erforderlichen Formalitä-
ten mitgeteilt:

Staaten : Datum des Einlangens der Mitteilung:

Bundesrepublik
Deutschland 10. September 1971

Chile 28. Jänner 1972
Tschechoslowakei 20. April 1972

Ferner ist Ungarn dem Vertragswerk mit
Wirkung vom 12. Dezember 1972 beigetreten.

Kreisky

129. Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 22. Feber 1973 betreffend den Geltungs-
bereich des Wiener Übereinkommens über
diplomatische Beziehungen samt Fakultativ-
protokoll über die obligatorische Beilegung
von Streitigkeiten, beide vom 18. April 1961

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen haben folgende weitere
Staaten das Wiener Übereinkommen über diplo-
matische Beziehungen vom 18. April 1961 (BGBl.
Nr. 66/1966, letzte Kundmachung betreffend den
Geltungsbereich BGBl. Nr. 390/1971) ratifiziert
oder sind diesem beigetreten:

Staaten :
Datum der Hinterlegung der

Ratifikations- oder Beitrittsurkunde :

Jordanien 29. Juli 1971
Bahrain 2. November 1971
Senegal 12. Oktober 1972
Vereinigte Staaten

von Amerika 13. November 1972
Bhutan 7. Dezember 1972
Guyana 28. Dezember 1972
Fidschi hat ferner am 21. Juni 1971 erklärt,

sich auch nach Erlangung der Unabhängigkeit an
dieses Übereinkommen gebunden zu erachten.
Portugal hat mit Wirkung vom 1. Juni 1972
seinen anläßlich der Hinterlegung der Beitritts-
urkunde abgegebenen Vorbehalt (kundgemacht
in BGBl. Nr. 237/1970) zurückgezogen.

Folgende weitere Staaten haben das Fakulta-
tivprotokoll über die obligatorische Beilegung
von Streitigkeiten vom 18. April 1961 (BGBl.
Nr. 66/1966, letzte Kundmachung betreffend den
Geltungsbereich BGBl. Nr. 390/1971) ratifiziert
oder sind diesem beigetreten:

Staaten :
Datum der Hinterlegung der

Ratifikations- oder Beitrittsurkunde:

Fidschi 21. Juni 1971
Vereinigte Staaten

von Amerika 13. November 1972
Anläßlich der Hinterlegung seiner Beitritts-

urkunde hat Bahrain folgenden Vorbehalt abge-
geben:

Hinsichtlich Art. 27 Abs. 2, betreffend „diplo-
matisches Kuriergepäck", behält sich die Regie-
rung des Staates von Bahrain das Recht vor,
diplomatisches Kuriergepäck zu öffnen, falls
ernstliche Gründe für die Annahme sprechen,
daß es Gegenstände enthält, deren Ein- oder Aus-
fuhr gesetzlich verboten ist.

Kreisky

130. Kundmachung des Bundesministers für Finanzen vom 24. Feber 1973 betreffend
das Feststellungsergebnis gemäß § 3 Abs. 2 Finanzausgleichsgesetz 1967, BGBl. Nr. 2

Auf Grund des vom Nationalrat mit Bundesgesetz vom 7. Feber 1973, BGBl. Nr. 54, geneh-
migten Rechnungsabschlusses des Bundes für 1971 wird hiemit das Ergebnis der gemäß § 3 Abs. 2
Finanzausgleichsgesetz 1967, BGBl. Nr. 2, angeordneten Feststellung auf den Stichtag 1. Jänner 1972
wie folgt kundgemacht:

Androsch
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131.

Nachdem das am 24. Feber 1972 in Oslo unterzeichnete Abkommen zwischen der Republik
Österreich und dem Königreich Norwegen über die Zusammenarbeit auf den Gebieten der Kultur,
Wissenschaft und Erziehung, welches also lautet:

Abkommen zwischen der Republik Öster-
reich und dem Königreich Norwegen über
die Zusammenarbeit auf den Gebieten der

Kultur, Wissenschaft und Erziehung

Die Regierung der Republik Österreich und
die Regierung des Königreiches Norwegen haben,
vom Wunsche geleitet, ein Abkommen zu schlie-
ßen, um das gegenseitige Verständnis zwischen
den beiden Völkern durch Zusammenarbeit und
Austausch auf den Gebieten der Kultur, Wissen-
schaft und Erziehung zu fördern, folgendes ver-
einbart:

Artikel 1

Die Vertragschließenden Parteien werden sich
bemühen, die Beziehungen zwischen den beiden
Ländern auf den Gebieten der Wissenschaft und
Forschung, des Schul- und Hochschulwesens, der
Literatur und Kunst als auch das gegenseitige
Verständnis der Einrichtungen und Lebensge-
wohnheiten zu entwickeln.

Artikel 2

Um die im Artikel 1 genannten Ziele zu er-
reichen, werden die Vertragsparteien auf den
Gebieten der Wissenschaft, Forschung, Erziehung
und Kultur den Austausch von Wissenschaftlern,
Spezialisten, Studenten, Jugendführern usw. als
auch die Durchführung kultureller Veranstaltun-
gen wie Ausstellungen und Gastspiele fördern,
insbesondere durch angemessene Stipendien, ent-
sprechende finanzielle Beiträge und andere Er-
leichterungen. Sie werden sich bemühen, die
direkte Zusammenarbeit zwischen den auf diesen
Gebieten bestehenden Einrichtungen und Organi-
sationen in die Wege zu leiten und zu fördern.
Sie werden die Kenntnis der Sprache, Literatur
und Kultur des anderen Landes fördern.

Artikel 3

Die Vertragschließenden Parteien werden in
gegenseitigen, periodisch wiederkehrenden Kon-
sultationen die erforderlichen Vorkehrungen zur
Erfüllung des vorliegenden Abkommens treffen.

Artikel 4

Das vorliegende Abkommen bedarf der Ratifi-
kation und tritt 60 Tage nach dem Austausch der
Ratifikationsurkunden in Kraft.
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Das vorliegende Abkommen bleibt bis zur
Kündigung durch eine der Vertragschließenden
Parteien, die mindestens sechs Monate im voraus
zu notifizieren ist, in Kraft.

Zu Urkund dessen haben die unterzeichneten
Bevollmächtigten das vorliegende Abkommen
unterzeichnet und mit ihren Siegeln versehen.

Geschehen in deutscher und norwegischer
Sprache, wobei beide Texte in gleicher Weise
verbindlich sind, zu

Oslo, am 24. Februar 1972

Für die Republik Österreich:

Luegmayer m. p.

Für das Königreich Norwegen:

Cappelen m. p.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Abkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte
Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Unterricht und Kunst, vom Bundesminister
für Wissenschaft und Forschung und vom Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten gegen-
gezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 11. Dezember 1972

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:

Kreisky

Der Bundesminister für Unterricht und Kunst:
Sinowatz

Der Bundesminister für Wissenschaft und Forschung:
Firnberg

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kirchschläger

Die Ratifikationsurkunden zum vorliegenden Abkommen wurden am 2. Feber 1973 ausge-
tauscht; das Abkommen tritt somit gemäß seinem Art. 4 am 3. April 1973 in Kraft.

Kreisky
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